
Amtsblatt der Stadt Heringen/Helme
Ausgabe Nr. 1/2010  Mittwoch, den 29.12.2010

Amtlicher Teil

Auekurier

(Fortsetzung auf Seite 2)

H a u p t s a t z u n g
der Stadt Heringen/Helme

Aufgrund der §§ 19 Abs. 1 und 20 Abs. 1 der Thüringer Stadt- und Landkreisord-
nung (Thüringer Kommunalordnung - ThürKO) vom 16. August 1993 (GVBl. S. 
501) in der Fassung der Neubekanntmachung vom 28. Januar 2003 (GVBl. S. 41), 
zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 4. Mai 2010 (GVBl. S. 113, 
114) hat der Stadtrat der Stadt Heringen/Helme in der Sitzung am 21. 12. 2010 
die folgende Hauptsatzung beschlossen:

§ 1
Name, Gemeindegebiet

(1) Die Stadt führt den Namen „Heringen/Helme“ und ist eine Landgemeinde 
nach § 6 Abs. 5 ThürKO.

 Sie hat ihren Sitz im OT Heringen, Straße der Einheit 100, 99765 Heringen/
Helme.

(2) Das Stadtgebiet gliedert sich in folgende Ortsteile:

1. Ortsteil Auleben,
2. Ortsteil Hamma,
3. Ortsteil Heringen,
4. Ortsteil Uthleben,
5. Ortsteil Windehausen.

Die räumliche Abgrenzung der Ortsteile ergibt sich aus der als Anlage beige-
fügten Karte, die Bestandteil der Hauptsatzung ist.

(3) Die Ortsteile dürfen ihren bisherigen Namen nur in Verbindung mit dem Na-
men „Stadt Heringen/Helme“ weiterführen.

§ 2
Wappen, Flaggen, Dienstsiegel

(1) Das Dienstsiegel trägt im oberen Halbbogen die Umschrift „Thüringen“ und 
im unteren Halbbogen die Umschrift „Stadt Heringen/Helme“ und zeigt das 
Wappen des Freistaates Thüringen.

(2) Die Ortsteile haben das Recht, zusätzlich ihre bisherigen Wappen und Flag-
gen zu führen

§ 3
Ortsteile mit Ortschaftsverfassung (Ortschaften)

(1) Mit der Bildung der Landgemeinde während  der gesetzlichen Amtszeit der 
Gemeinderäte ist, gemäß § 45a Abs. 11 Satz 1 ThürKO, für den Rest der 
gesetzlichen Amtszeit der Gemeinderäte für das Gebiet der aufgelösten Ge-
meinden und Stadt die Ortschaftsverfassung eingeführt.    

 Die folgenden Ortsteile erhalten daher eine Ortschaftsverfassung gemäß § 
45a ThürKO:

1. Auleben,
2. Hamma,
3. Heringen,

4. Uthleben,
5. Windehausen.

(2) Die bisherigen Bürgermeister der aufgelösten Gemeinden sind, gemäß § 45a 
Abs. 11 Satz 2 ThürKO, für die Dauer der laufenden gesetzlichen Amtszeit 
des Gemeinderats unter Berufung in das Beamtenverhältnis als Ehrenbeam-
ter zum Ortschaftsbürgermeister zu ernennen.

(3) Die bisherigen Gemeinderats- bzw. Stadtratsmitglieder der aufgelösten Ge-
meinden sind für den Rest ihrer gesetzlichen Amtszeit, gemäß § 45a Abs. 11 
Satz 3 ThürKO, die weiteren Mitglieder des Ortschaftsrats.

(4) Darüber hinaus werden zukünftig, gemäß § 45a Abs. 3 ThürKO, die Ortschafts-
räte für die Dauer der gesetzlichen Amtszeit des Gemeinderats gebildet. Sie 
bestehen aus dem Ortschaftsbürgermeister und den weiteren Mitgliedern 
des Ortschaftsrats.

(5) Die Wahl der weiteren Mitglieder der Ortschaftsräte erfolgt nach folgenden 
Regelungen:

a)  Für das aktive und passive Wahlrecht fi nden die Bestimmungen des Thü-
ringer Kommunalwahlgesetzes (ThürKWG) und der Thüringer Kommunal-
wahlordnung ThürKWO) in der jeweils geltenden Fassung entsprechend 
Anwendung, wobei an die Stelle des Begriffs „Stadt“ der Begriff „Ort-
schaft“ tritt.

b)  Die Wahl der weiteren Mitglieder des Ortschaftsrats erfolgt entspre-
chend den Vorschriften für die Wahl der Gemeinderatsmitglieder gemäß 
dem ThürKWG und der ThürKWO in der jeweils geltenden Fassung.

§ 4
Bürgerbegehren, Bürgerentscheid

(1) Über den Antrag auf Zulassung eines Bürgerbegehrens entscheidet die Stadt-
verwaltung innerhalb von vier Wochen nach Eingang des schriftlichen An-
trags bei der Stadtverwaltung. Vor einer ablehnenden Zulassungsentschei-
dung sollen die Vertreter des Bürgerbegehrens angehört werden. 

(2) Der Inhalt der Eintragungslisten ergibt sich bei freier Unterschriftensamm-
lung aus § 17 a Abs. 2 Satz 1 und 2 ThürKO und bei Eintragung in amtlich 
ausgelegte Eintragungslisten aus § 17 b Abs. 2 Satz 1 und 2 ThürKO. Die 
Eintragungslisten enthalten zudem Spalten für die Nummerierung der Ein-
tragungen und für die amtlichen Prüfvermerke zu den Eintragungen. 

(3) Die Eintragungen sind innerhalb einer Eintragungsliste fortlaufend zu num-
merieren. Die Eintragung kann vom Unterzeichner ohne Angabe von Gründen 
bis zum letzten Tag der Eintragungsfrist schriftlich widerrufen werden. Für 
die Recht zeitigkeit des Widerrufs kommt es auf den Eingang bei der Stadt-
verwaltung an. Eintragungen sind ungültig,

 a)  die von Personen stammen, die bei freier Unterschriftensammlung am 
 letzten Tag der Sammlungsfrist oder bei Sammlung durch Eintragung in 
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	 amtlich ausgelegte Eintragungslisten am letzten Tag vor der Auslegungs 
	 frist nicht wahlberechtigt sind;

	 b) 	bei denen die eigenhändige Unterschrift fehlt oder 

	 c) 	bei denen die eingetragenen Personen wegen undeutlicher Schrift oder  
	 unvollständiger Angaben nicht klar zu identifizieren sind.

	 Doppel- und Mehrfacheintragungen gelten als eine Eintragung. 

(4) Der Antrag auf Durchführung eines Bürgerentscheides kann von den Vertre-
tern des Bürgerbegehrens bis zum Tag vor der Beschlussfassung des Stadt-
rates über die Zulässigkeit des Bürgerbegehrens zurückgenommen werden.

(5) Der Bürgermeister leitet die Vorbereitung und Durchführung des Bürgerent-
scheides (Abstimmungsleiter). Er kann mit der Führung der laufenden Ge-
schäfte einen Bediensteten der Stadtverwaltung beauftragen.

(6) Die amtlichen Stimmzettel für den Bürgerentscheid müssen den Antrag im 
Wortlaut enthalten und so gestaltet sein, dass der Antrag mit „Ja“ oder 
„Nein“ beantwortet werden kann. Die Stimme darf nur auf „Ja“ oder „Nein“ 
lauten. Der Abstimmende kennzeichnet durch ein Kreuz oder auf andere 
Weise auf dem Stimmzettel, ob er den gestellten Antrag mit „Ja“ oder 
„Nein“ beantworten will. 

(7) Die Entscheidungen im Zusammenhang mit Bürgerbegehren und Bürgerent-
scheid ergehen kostenfrei.

§ 5 
Einwohnerversammlung

(1) Der Bürgermeister beruft mindestens einmal jährlich eine Einwohnerver-
sammlung ein, um die Einwohner über wichtige Stadtangelegenheiten, ins-
besondere über Planungen und Vorhaben der Stadt, die ihre strukturelle 
Entwicklung unmittelbar und nachhaltig beeinflussen oder über Angelegen-
heiten, die mit erheblichen Auswirkungen für eine Vielzahl von Einwohnern 
verbunden sind, zu unterrichten und diese mit ihnen zu erörtern. Der Bür-
germeister lädt spätestens eine Woche vor der Einwohnerversammlung un-
ter Angabe von Ort, Zeit und Tagesordnung in ortsüblicher Weise öffentlich 
zur Einwohnerversammlung ein.

(2) Dem Bürgermeister obliegt die Leitung der Einwohnerversammlung. Er hat 
im Rahmen der Erörterung den Einwohnern in ausreichendem Umfang Ge-
legenheit zur Äußerung zu geben. Soweit dies erforderlich ist, kann der 
Bürgermeister zum Zweck der umfassenden Unterrichtung Stadtbedienstete 
und Sachverständige hinzuziehen.

(3) Die Einwohner können Anfragen in wichtigen Stadtangelegenheiten, die 
nicht von der Tagesordnung der Einwohnerversammlung erfasst sind, bis 
spätestens zwei Tage vor der Einwohnerversammlung bei der Stadt einrei-
chen. Die Anfragen sollen vom Bürgermeister in der Einwohnerversammlung 
beantwortet werden. Ausnahmsweise kann der Bürgermeister Anfragen auch 
innerhalb einer Frist von drei Wochen schriftlich beantworten.

§ 6 
Vorsitz im Stadtrat

Den Vorsitz im Stadtrat führt der Bürgermeister, im Fall seiner Verhinderung 
sein Stellvertreter.

§ 7 
Bürgermeister

Der Bürgermeister wird unmittelbar von den Bürgern der Stadt gewählt und 
ist hauptamtlich tätig. Die Aufgaben des Bürgermeisters regeln sich nach § 29 
ThürKO.

§ 8 
Beigeordnete

(1) Der Stadtrat wählt 2 ehrenamtliche Beigeordnete. Sie sind Stellvertreter des 
Bürgermeisters.

(2) Der Bürgermeister wird im Fall seiner Verhinderung durch den Ersten Bei-
geordneten vertreten. Ist auch dieser verhindert, durch den Zweiten Beige-
ordneten.

§ 9 
Ausschüsse

(1) Bei der Zusammensetzung der Ausschüsse hat der Stadtrat dem Stärkever-
hältnis der in ihm vertretenen Parteien und Wählergruppen Rechnung zu 
tragen, soweit Fraktionen bestehen, sind diese der Berechnung zugrunde zu 

legen. Übersteigt die Zahl der Ausschusssitze die Zahl der Stadtratsmitglie-
der, so kann jedes Stadtratsmitglied, das im Übrigen keinen Ausschusssitz 
besetzt, verlangen, in einem Ausschuss mit Rede- und Antragsrecht mitzu-
wirken. Der Stadtrat entscheidet mit einfacher Stimmenmehrheit durch Be-
schluss, welchem Ausschuss dieses Stadtratsmitglied zugewiesen wird. 

(2) Die Besetzung von Ausschüssen und sonstigen Gremien erfolgt einheitlich 
nach dem mathematischen Verhältnisverfahren Hare/Niemeyer.

(3) Bildung, Zusammensetzung und Aufgaben der Ausschüsse regelt im Übrigen 
die Geschäftsordnung für den Stadtrat.

§ 10 
Ehrenbezeichnungen

(1) Personen, die sich in besonderem Maße um die Stadt und das Wohl ihrer Ein-
wohner verdient gemacht haben, können zu Ehrenbürgern ernannt werden.

(2) Personen, die als Mitglieder des Stadtrates, Ehrenbeamte, hauptamtliche 
Wahlbeamte insgesamt mindestens 20 Jahre ihr Mandat oder Amt ausgeübt 
haben, können folgende Ehrenbezeichnungen erhalten:

	 - 	Bürgermeister = Ehrenbürgermeister, 
- 	Beigeordneter = Ehrenbeigeordneter, 
- 	Mitglied des Ortschaftsrates = Ehrenmitglied des Ortschaftsrates, 
- 	Ortschaftsbürgermeister = Ehrenortschaftsbürgermeister, 
- 	Stadtratsmitglied = EhrenStadtratsmitglied, 
- 	sonstige Ehrenbeamte = eine die ausgeübte ehrenamtliche Tätigkeit 
	 kennzeichnende  Amtsbezeichnung mit dem Zusatz „Ehren-“. 

	 Die Ehrenbezeichnung soll sich nach der zuletzt oder überwiegend ausgeüb-
ten Funktion richten.

(3) Personen, die durch besondere Leistungen oder in sonstiger vorteilhafter 
Weise zur Mehrung des Ansehens der Stadt beigetragen haben, können be-
sonders geehrt werden. Der Stadtrat kann dazu spezielle Richtlinien be-
schließen.

(4) Die Verleihung des Ehrenbürgerrechts und der Ehrenbezeichnung soll in fei-
erlicher Form in einer Sitzung des Stadtrates unter Aushändigung einer Ur-
kunde vorgenommen werden.

(5) Die Stadt kann das Ehrenbürgerrecht und die Ehrenbezeichnung wegen un-
würdigen Verhaltens widerrufen.

§ 11 
Entschädigungen

(1) Die Stadtratsmitglieder erhalten für ihre ehrenamtliche Mitwirkung bei den 
Beratungen und Entscheidungen des Stadtrats und seiner Ausschüsse als Ent-
schädigung einen monatlichen Sockelbetrag von 25,00 Euro sowie ein Sit-
zungsgeld von 15,00 Euro für die notwendige, nachgewiesene Teilnahme an 
Sitzungen des Stadtrats oder eines Ausschusses, in dem sie Mitglied sind. 
Dabei dürfen nicht mehr als zwei Sitzungsgelder pro Tag gezahlt werden.

(2) Mitglieder des Stadtrats, die Arbeiter oder Angestellte sind, haben außerdem 
Anspruch auf Ersatz des nachgewiesenen Verdienstausfalls und der notwen-
digen Auslagen. Selbstständig Tätige erhalten eine Pauschalentschädigung 
von 10,00 Euro je volle Stunde für den Verdienstausfall, der durch Zeitver-
säumnis in ihrer beruflichen Tätigkeit entstanden ist. Sonstige Mitglieder des 
Stadtrats, die nicht erwerbstätig sind, jedoch einen Mehrpersonenhaushalt 
von mindestens drei Personen führen, erhalten eine Pauschalentschädigung 
von 7,50 Euro je volle Stunde. Die Ersatzleistungen nach diesem Absatz wer-
den nur auf Antrag sowie für höchstens acht Stunden pro Tag und auch nur 
bis 19.00 Uhr gewährt.

(3) Für eine notwendige auswärtige Tätigkeit werden Reisekosten nach dem 
Thüringer Reisekostengesetz gezahlt.

(4) Für ehrenamtlich Tätige, die nicht Mitglied des Stadtrats sind, gelten die 
Regelungen hinsichtlich des Sitzungsgeldes, des Verdienstausfalls bzw. der 
Pauschalentschädigung und der Reisekosten (Abs. 1, 2 und 3) entsprechend.

(5) Die Mitglieder des Wahlausschusses bzw. deren Stellvertreter erhalten für 
die Teilnahme an den Sitzungen des Wahlausschusses ein Sitzungsgeld in 
Höhe von 15,00 Euro je Sitzung und die Mitglieder des Wahlvorstandes bei 
der Durchführung der Wahlen am Wahltag sowie erforderlichenfalls für den 
folgenden Tag eine pauschale Entschädigung von 25,00 Euro.

(6) Für die Wahrnehmung besonderer Funktionen und die hierdurch entstehen-
den höheren Belastungen und Aufwendungen erhalten eine zusätzliche mo-
natliche Entschädigung:
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 - der Vorsitzende eines Ausschusses von 15,00 Euro,
- der Vorsitzende einer Stadtratsfraktion von 15,00 Euro.

 Für die Führung des Vorsitzes in einer Sitzung erhalten ein zusätzliches Sit-
zungsgeld:

 - der stellvertretende Ausschussvorsitzende von 15,00 Euro.

(7) Die ehrenamtlichen kommunalen Wahlbeamten erhalten für die Dauer ihrer 
Tätigkeit folgende monatliche Aufwandsentschädigung:

 -  Ortschaftsbürgermeister 

  der Ortschaft Auleben von 734,25 Euro, 
 der Ortschaft Hamma von 330,00 Euro, 
 der Ortschaft Heringen von 811,25 Euro,
 der Ortschaft Uthleben von 734,25 Euro,
 der Ortschaft Windehausen von 583,00 Euro,

 -  der ehrenamtliche Erste Beigeordnete von 243,75 Euro,

 -  der weitere ehrenamtliche Beigeordneten von 87,55 Euro.

(8) Die Mitglieder der Ortschaftsräte erhalten ein Sitzungsgeld von 10,00 Euro 
für ihre nachgewiesene Teilnahme an Sitzungen des Ortschaftsrats.

§ 12
Öffentliche Bekanntmachungen

(1) Die öffentliche Bekanntmachung von Satzungen der Stadt erfolgt durch 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Stadt mit der Bezeichnung „Auekurier 
- Amtsblatt der Stadt Heringen/Helme“. Das Amtsblatt liegt im Gebiet der 
Stadt Heringen/Helme dem zweimal wöchentlich kostenfrei erscheinenden 
Anzeigenblatt „Allgemeiner Anzeiger“ als Beilage bei.

 Als Bekanntmachungsvermerk sind auf den Urschriften der Satzungen die 
Form und der Tag der öffentlichen Bekanntmachung schriftlich zu vermerken 
(§ 7 ThürBekVO).

(2) Die öffentliche Bekanntmachung von Zeit, Ort und Tagesordnung der Sitzun-
gen des Stadtrats und der Ausschüsse werden in der Tagespresse bekannt 
gemacht. Die Veröffentlichung in der Tagespresse erfolgt in der „Thüringer 
Allgemeinen/Regionalteil, Nordhäuser Allgemeine, Herausgeber: Thüringer 
Allgemeine Verlag GmbH & Co. KG, Erfurt. 

(3)  Die in der Zuständigkeit der Ortschaftsräte zu veröffentlichenden Bekannt-
machungen, einschließlich von Zeit, Ort und Tagesordnung der Sitzungen der 
Ortschaftsräte erfolgt, wie bisher in den Ortsteilen üblich, durch Aushang an 
den Verkündungstafeln der jeweiligen Ortschaft. Diese befi nden sich in den 
Ortsteilen an folgenden Stellen:

 1.  Ortschaft Auleben, Straße der Einheit 19,

 2.  Ortschaft Hamma, Hauptstraße 31a,

3.  Ortschaft Heringen

 a) am Rathaus in der Straße der Einheit 100,

 b) am Standort in der Straße der Jugend,

 c) am Standort Straße der Einheit 75 (ehemals Markt „tegut“)

4.  Ortschaft Uthleben, Schulplatz 2,

5.  Ortschaft Windehausen, Schulplatz 65.

(4) Die Bekanntmachung von Zeit, Ort und Tagesordnung der Sitzungen der Ort-
schaftsräte ist mit dem Ablauf des ersten Tages des Aus hangs an den Ver-
kündungstafeln vollendet. Die entsprechenden Bekannt machungen dürfen 
jedoch erst am Tag nach der jeweiligen Sitzung abgenommen werden.

(5) Für sonstige gesetzlich erforderliche (öffentliche, amtliche oder ortsübli-
che) Bekanntmachungen gilt Absatz 2 entsprechend, sofern nicht Bundes- 
oder Landesrecht etwas anderes bestimmt.

(6) Kann wegen eines Naturereignisses oder anderer unabwendbarer Ereignis-
se eine Satzung nicht in der durch Absatz 1 festgelegten Form öffentlich 
bekannt gemacht werden, erfolgt in dringenden Fällen die öffentliche Be-
kanntmachung der Satzung durch die in Absatz 2 festgelegten Form.

 Nach Wegfall des Hinderungsgrundes wird die öffentliche Bekanntmachung 
der Satzung unverzüglich in der nach Absatz 1 festgelegten Form nachge-
holt; auf die Form der Bekanntmachung ist dabei hinzuweisen.

§ 13
Haushaltswirtschaft

Die Haushaltswirtschaft der Stadt wird nach den Grundsätzen der Verwaltungs-
buchführung geführt.

§ 14
Sprachform, Inkrafttreten

(1) Die in dieser Hauptsatzung verwendeten personenbezogenen Bezeichnungen 
gelten für Frauen in der weiblichen, für Männer in der männlichen Sprach-
form.

(2) Die Hauptsatzung tritt am Tage nach ihrer öffentlichen Bekanntmachung in 
Kraft. Gleichzeitig sind die Hauptsatzungen der vormaligen Gemeinden Au-
leben, Hamma, Stadt Heringen, Uthleben und Windehausen gegenstandslos.

Stadt Heringen/Helme, den 22. 12. 2010 

Reitzig
Staatlich Beauftragter

Für das Amt des Bürgermeisters
der Stadt Heringen/Helme

Bekanntmachungshinweis:

Verstöße wegen der Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften, die 
nicht die Eingangsbestätigung, die Ausfertigung und diese Bekanntmachung be-
treffen, können gegenüber der Stadt Heringen/Helme geltend gemacht werden. 
Werden solche Verstöße nicht innerhalb einer Frist von einem Jahr nach dieser 
Bekanntmachung geltend gemacht, so sind diese Verstöße unbeachtlich.
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Stadt Heringen/Helme 
Der Wahlleiter

Bekanntmachung
Der Aufforderung zur Einreichung von Wahlvorschlägen

A 	 Wahl der Stadtratsmitglieder

1. 	 In der Stadt Heringen/Helme sind am

	 27. Februar 2011
	
20  Stadtratsmitglieder

	 zu wählen.

	 Zum Stadtratsmitglied sind Personen, die die Staatsangehörigkeit eines 
anderen Mitgliedstaates der Europäischen Union besitzen, unter den sel-
ben Bedingungen wahlberechtigt und wählbar wie Deutsche (§ 1 Abs. 2 des 
Thüringer Kommunalwahlgesetzes – ThürKWG –, § 1 der Thüringer Kommu-
nalwahlordnung – ThürKWO –). 

	 Mitgliedstaaten der Europäischen Union sind neben der Bundesrepublik 
Deutschland: 

	 Belgien, Bulgarien, Dänemark, Estland, Finnland, Frankreich, Griechen-
land, Irland, Italien, Lettland, Litauen, Luxemburg, Niederlande, Ös-
terreich, Polen, Portugal, Rumänien, Schweden, Slowakei, Slowenien, 
Spanien, Tschechische Republik, Ungarn, Vereinigtes Königreich von Groß-
britannien und Nordirland und Zypern.

	 Zum Stadtratsmitglied sind nur Wahlberechtigte im Sinne der §§ 1 und 2 
ThürKWG wählbar. Deutsche und Personen, die die Staatsangehörigkeit 
eines anderen Mitgliedstaates der Europäischen Union besitzen, sind wahl-
berechtigt, wenn sie am Tag der Wahl das 18. Lebensjahr vollendet haben, 
nicht vom Wahlrecht ausgeschlossen sind (§ 2 ThürKWG) und seit mindes-
tens drei Monaten ihren Aufenthalt in der Gemeinde haben; der Aufent-
halt in der Gemeinde wird vermutet, wenn die Person in der Gemeinde 
gemeldet ist. Bei mehreren Wohnungen ist die Hauptwohnung im Sinne 
des Melderechts maßgebend (§§ 1 Abs. 1, 12 Abs. 1 ThürKWG). 

	 Nicht wählbar ist, wer infolge Richterspruchs die Wählbarkeit oder die 
Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Ämter nicht besitzt oder sich zum 
Zeitpunkt der Wahl wegen einer vorsätzlichen Straftat in Strafhaft oder in 
Sicherungsverwahrung befindet (§ 12 Abs. 1 ThürKWG). 

1.1. 	 Für die Wahl der Stadtratsmitglieder können Wahlvorschläge von Parteien 
im Sinne des Artikels 21 des Grundgesetzes oder von Wählergruppen auf-
gestellt werden.

	 Zur Einreichung von Wahlvorschlägen wird hiermit aufgefordert.

	 Jede Partei oder jede Wählergruppe kann nur einen Wahlvorschlag einrei-
chen. Ein Wahlvorschlag darf höchstens 40 Bewerber enthalten.

	 Die Bewerber sind in erkennbarer Reihenfolge unter Angabe ihres Na-
mens und Vornamens sowie ihres Geburtsdatums, ihres Berufs und ihrer 
Anschrift im Wahlvorschlag aufzuführen. Jeder Bewerber darf nur in ei-
nem Wahlvorschlag aufgestellt werden; er muss hierzu seine Zustimmung 
schriftlich erteilen. Jeder Wahlvorschlag muss den Namen der Partei oder 
der Wählergruppe als Kennwort tragen; dem Kennwort kann eine weitere 
Bezeichnung hinzugefügt werden, wenn das zur deutlichen Unterscheidung 
der Wahlvorschläge erforderlich ist. Gemeinsame Wahlvorschläge müssen 
die Namen sämtlicher daran beteiligter Parteien oder Wählergruppen tra-
gen. Alle Wahlvorschläge müssen die Unterschriften von zehn Wahlbe­
rechtigten tragen, die nicht Bewerber des Wahlvorschlags sind. 

	 In jedem Wahlvorschlag sind ein Beauftragter und ein Stellvertreter zu be-
zeichnen. Der Beauftragte und sein Stellvertreter müssen wahlberechtigt 
sein. Fehlt eine Bezeichnung, so gilt der erste Unterzeichner des Wahlvor-
schlags als Beauftragter, der zweite als sein Stellvertreter. Ist nur ein Be-
auftragter und nicht auch der Stellvertreter bezeichnet, dann ist der erste 
Unterzeichner des Wahlvorschlags der Stellvertreter. Soweit im Thüringer 
Kommunalwahlgesetz nichts anderes bestimmt ist, sind nur der Beauftrag-
te und bei seiner Verhinderung sein Stellvertreter berechtigt, verbindli-
che Erklärungen zum Wahlvorschlag abzugeben und entgegenzunehmen. 
Im Zweifelsfall gilt die Erklärung des Beauftragten. Der Beauftragte und 
sein Stellvertreter können durch schriftliche Erklärung der Mehrheit der 
Unterzeichner des Wahlvorschlags gegenüber dem Wahlleiter abberufen 
und durch andere ersetzt werden.

1.2. 	Der Wahlvorschlag der Partei oder Wählergruppe muss nach dem Muster 
der Anlage 5 zur Thüringer Kommunalwahlordnung enthalten:

	 a) 	 das Kennwort der einreichenden Partei oder Wählergruppe,

	 b) 	 Namen, Vornamen, Geburtsdatum, Beruf und Anschrift der Bewerber  
	 unter Angabe ihrer Reihenfolge im Wahlvorschlag,

	 c) 	 die Bezeichnung des Beauftragten und seines Stellvertreters,

	 d)	 die Unterschriften von zehn Wahlberechtigten unter Angabe ihres Vor-  
	 und Nachnamens, ihres Geburtsdatums und ihrer Anschrift.

	 Dem Wahlvorschlag sind als Anlagen beizufügen:

a) 	 die Erklärungen der Bewerber nach dem Muster der Anlage 6 zur Thür- 
	 KWO, dass sie nicht für dieselbe Wahl in einem anderen Wahlvorschlag  
	 als Bewerber aufgestellt sind und dass sie ihrer Aufnahme in den Wahl- 
	 vorschlag zustimmen,

b) 	 eine Ausfertigung der Niederschrift nach § 15 Abs. 2 Satz 1 ThürKWG   
	 über  die nach § 15 Abs. 1 ThürKWG von der Partei oder Wählergruppe  
	 durchzuführende Versammlung,

c) 	 Versicherungen an Eides statt vom Versammlungsleiter und zwei weiteren 
	 Teilnehmern der Versammlung nach § 15 Abs. 2 Satz 2 ThürKWG.

2. 	 Alle von einer Partei oder einer Wählergruppe aufgestellten Bewerber 
müssen in einer zu diesem Zweck einberufenen Versammlung von den 
wahlberechtigten Mitgliedern der Partei oder den wahlberechtigten Ange-
hörigen der Wählergruppe in geheimer Abstimmung gewählt werden. Die 
Bewerber können auch durch eine Versammlung von Delegierten, die von 
den wahlberechtigten Mitgliedern einer Partei oder den wahlberechtigten 
Angehörigen einer Wählergruppe aus der Mitte einer vorgenannten Mit-
gliederversammlung zu diesem Zweck gewählt sind, in geheimer Abstim-
mung gewählt werden. Eine Ausfertigung der Niederschrift über die Wahl 
der Bewerber und die Festlegung ihrer Reihenfolge im Wahlvorschlag, Ort 
und Zeit der Versammlung, die Form der Einladung sowie die Zahl der 
Anwesenden ist mit dem Wahlvorschlag einzureichen. Hierbei haben der 
Versammlungsleiter und zwei weitere Teilnehmer der Versammlung ge-
genüber dem Wahlleiter an Eides statt zu versichern, dass die Wahl sowie 
die Festlegung der Reihenfolge in geheimer Abstimmung erfolgt ist. Der 
Wahlleiter ist zur Abnahme einer solchen Versicherung an Eides statt zu-
ständig; er gilt insoweit als zuständige Behörde im Sinne des § 156 des 
Strafgesetzbuches.

3.	 Wahlvorschläge von Parteien und Wählergruppen, die nicht aufgrund eines 
eigenen Wahlvorschlags seit der letzten Wahl ununterbrochen im Bundes-
tag, im Landtag, im Kreistag oder im Stadtrat vertreten sind, müssen ne-
ben den Unterschriften von zehn Wahlberechtigten, die der Wahlvorschlag 
jeder Partei oder Wählergruppe zu tragen hat, zusätzlich von viermal 
soviel Wahlberechtigten unterstützt werden wie Stadtratsmitglieder zu 
wählen sind (insgesamt 80 Unterschriften).

3.1.	 Die Wahlberechtigten haben sich dazu persönlich nach der Einreichung des 
Wahlvorschlags in eine vom Wahlleiter bei der
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	 bis zum 24. Januar 2011, 18 Uhr, ausgelegte Liste unter Angabe ihres Vor- 
und Nachnamens, ihrer Anschrift und ihres Geburtsdatums einzutragen. 
Die Liste zur Leistung von Unter-stützungsunterschriften wird vom Wahl-
leiter mit dem Wahlvorschlag verbunden und unverzüglich nach Einrei-
chung des Wahlvorschlags während der üblichen Dienstzeiten der Stadt 
Heringen/Helme  

Montag, Mittwoch, Donnerstag 	 von 09:00 Uhr bis 12:00 Uhr 
	 von 13:00 Uhr bis 15:30 Uhr
Dienstag 	 von 09:00 Uhr bis 12:00 Uhr 
	 von 13:00 Uhr bis 18:00 Uhr
Freitag 	 von 09:00 Uhr bis 12:00 Uhr

ausgelegt. 
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	 Wahlberechtigte, die infolge Krankheit oder ihres körperlichen Zustands ver­
hindert sind, Unterstützungsunterschriften bei der Stadt zu leisten, können auf 
Antrag Unterstützungsunterschriften auch vor einem Beauftragten der Stadt 
leisten. 

	 Unterstützungsunterschriften dürfen nicht von den Bewerbern des Wahl­
vorschlags geleistet werden. Ein Wahlberechtigter darf für jede Wahl nur 
einen Wahlvorschlag unterzeichnen oder durch Leistung einer Unterstüt­
zungsunterschrift unterstützen; hat ein Wahlberechtigter mehrere Wahl­
vorschläge für dieselbe Wahl unterzeichnet oder unterstützt, so ist seine 
Unterschrift auf allen Wahlvorschlägen bzw. in allen Listen zur Leistung 
von Unterstützungsunterschriften ungültig. Geleistete Unterschriften 
können nicht zurückgezogen werden.

3.2  	 Unterstützungsunterschriften sind nicht erforderlich, wenn ein Wahl­
vorschlag eingereicht wird, der von einer Partei oder Wählergruppe mit 
aufgestellt ist, die aufgrund eines eigenen Wahlvorschlags seit der letz­
ten Wahl ununterbrochen im Bundestag, im Landtag, im Kreistag oder im 
Stadtrat  vertreten ist und wenn der Name dieser Partei oder Wählergrup­
pe mit deren schriftlicher Zustimmung im Kennwort enthalten ist.

3.3 	 Unterstützungsunterschriften sind stets erforderlich, wenn eine Partei 
oder Wählergruppe mit einem geänderten oder neuen Namen einen Wahl­
vorschlag einreicht, es sei denn, dass die Mehrheit der Unterzeichner des 
Wahlvorschlags (§ 14 Abs. 1 Satz 3 ThürKWG) bereits Bewerber oder Unter­
zeichner des früheren Wahlvorschlags war.

4. 	 Die Verbindung von Wahlvorschlägen ist zulässig (Listenverbindung). Sie 
muss spätestens am 24. Januar 2011, 18 Uhr, durch übereinstimmende 
Erklärung der Beauftragten der Wahlvorschläge gegenüber dem Wahlleiter 
erfolgen. Dieser Erklärung ist die schriftliche Zustimmung der Mehrheit 
der Unterzeichner der einzelnen beteiligten Wahlvorschläge (§ 14 Abs. 1 
Satz 3 ThürKWG) beizufügen.

5. 	 Die Wahlvorschläge dürfen frühestens nach der Bekanntmachung der 
Aufforderung zur Einreichung von Wahlvorschlägen eingereicht werden. 
Sie müssen spätestens am 14. Januar 2011, 18 Uhr eingereicht sein. Die 
Wahlvorschläge sind beim Wahlleiter der
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	 einzureichen. Eingereichte Wahlvorschläge können nur bis zum 24. Janu­
ar 2011, 18 Uhr durch gemeinsame schriftliche Erklärung des Beauftrag­
ten des Wahlvorschlages und der Mehrheit der übrigen Unterzeichner des 
Wahlvorschlages zurückgenommen werden.

6. 	 Wird nur ein gültiger oder überhaupt kein Wahlvorschlag eingereicht, so 
findet Mehrheitswahl statt, d. h. die Wahl wird ohne Bindung an etwaige 
vorgeschlagene Bewerber und ohne das Recht der Stimmenhäufung auf 
einen Bewerber durchgeführt. Der Wähler hat in diesem Fall so viele Stim­
men, wie Gemeinderatsmitglieder zu wählen sind.

7. 	 Die eingereichten Wahlvorschläge werden vom Wahlleiter unverzüglich 
auf Mängelüberprüft und die Beauftragten aufgefordert,  festgestellte 
Mängel zu beseitigen. Mängel der Wahlvorschläge müssen spätestens bis 
24. Januar 2011, 18 Uhr, behoben sein. Bis zum gleichen Zeitpunkt sind 
auch noch Änderungen der Wahlvorschläge insoweit zulässig, als sie infol­
ge Wegfalls von Bewerbern durch Tod oder nachträglichen Wählbarkeits­
verlust veranlasst sind; für die Benennung neuer Bewerber muss in diesem 
Fall das nach § 15 ThürKWG vorgeschriebene Verfahren nicht eingehalten 
werden.

	 Am 25. Januar 2011 tritt der Wahlausschuss zusammen und beschließt, 
ob die eingereichten Wahlvorschläge und Erklärungen zu Listenverbindun­
gen den durch das Thüringer Kommunalwahlgesetz und die Thüringer Kom­
munalwahlordnung gestellten Anforderungen entsprechen und als gültig 
zuzulassen sind.

B. 	 Wahl des Bürgermeisters

1. 	 In der Stadt Heringen/Helme wird am

	 27. Februar 2011
ein hauptamtlicher Bürgermeister

	 gewählt.

	 Zum hauptamtlichen Bürgermeister, der als Beamter auf Zeit auf die Dau­
er von sechs Jahren gewählt wird, ist jeder Wahlberechtigte im Sinne der 
§§ 1 und 2 ThürKWG wählbar, der am Wahltag das 21. Lebensjahr vollendet 
hat. Personen, die die Staatsangehörigkeit eines anderen Mitgliedstaates 
der Europäischen Union besitzen, sind unter denselben Bedingungen wahl­

berechtigt und wählbar wie Deutsche. Nicht wählbar ist, wer am Wahl­
tag das 65. Lebensjahr vollendet hat. Zum hauptamtlichen Bürgermeister 
kann auch ein Bewerber gewählt werden, der zur Zeit der Wahl seinen 
Aufenthalt nicht in der Gemeinde hat.

	 Mitgliedstaaten der Europäischen Union sind neben der Bundesrepublik 
Deutschland: 

	 Belgien, Bulgarien, Dänemark, Estland, Finnland, Frankreich, Griechen­
land, Irland, Italien, Lettland, Litauen, Luxemburg, Malta, Niederlande, 
Österreich, Polen, Portugal, Rumänien, Schweden, Slowakei, Slowenien, 
Spanien, Tschechische Republik, Ungarn, Vereinigtes Königreich von Groß­
britannien und Nordirland sowie Zypern.

	 Nicht wählbar ist, wer infolge Richterspruchs die Wählbarkeit oder die 
Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Ämter nicht besitzt oder sich zum 
Zeitpunkt der Wahl wegen einer vorsätzlichen Straftat in Strafhaft oder in 
Sicherungsverwahrung befindet (§ 12 ThürKWG).

	 Zum Bürgermeister kann außerdem nicht gewählt werden, wer nicht die 
Gewähr dafür bietet, dass er jederzeit für die freiheitliche demokrati­
sche Grundordnung im Sinne des Grundgesetzes und der Landesverfassung 
eintritt. Darüber hinaus ist zum Bürgermeister nicht wählbar, wer im Üb­
rigen die persönliche Eignung für eine Berufung in ein Beamtenverhältnis 
nach den für Beamte des Landes geltenden Bestimmungen nicht besitzt. 
Jeder Bewerber für das Amt des Bürgermeisters hat für die Zulassung zur 
Wahl gegenüber dem Wahlleiter eine schriftliche Erklärung abzugeben, 
ob er wissentlich als hauptamtlicher oder inoffizieller Mitarbeiter mit 
dem Ministerium für Staatssicherheit, dem Amt für Nationale Sicherheit 
oder Beauftragten dieser Einrichtungen zusammengearbeitet hat; er muss 
ferner erklären, dass er mit der Einholung der erforderlichen Auskünfte 
insbesondere beim Landesamt für Verfassungsschutz sowie beim Bundes­
beauftragten für die Unterlagen des Staatssicherheitsdienstes der ehe­
maligen DDR einverstanden ist und ihm die Eignung für eine Berufung in 
ein Beamtenverhältnis nach den für Beamte des Landes geltenden Be­
stimmungen nicht fehlt (§ 24 Abs. 3 Satz 3 ThürKWG).

1.1 	 Wahlvorschläge für die Wahl des Bürgermeisters können von Parteien im 
Sinne des Artikels 21 des Grundgesetzes, Wählergruppen und Einzelbe­
werbern eingereicht werden. Zur Einreichung von Wahlvorschlägen wird 
hiermit aufgefordert.

	 Jede Partei, jede Wählergruppe oder jeder Einzelbewerber kann nur 
einen Wahlvorschlag einreichen, der nur einen Bewerber enthalten darf 
und dem eine Erklärung des Bewerbers nach § 24 Abs. 3 Satz 3 ThürKWG 
beizufügen ist. Der Bewerber darf nur in einem Wahlvorschlag aufgestellt 
werden; er muss hierzu seine Zustimmung schriftlich erteilen, sofern er 
Bewerber im Wahlvorschlag einer Partei oder Wählergruppe ist.

	 Der Wahlvorschlag einer Partei oder Wählergruppe muss den Namen der 
Partei oder der Wählergruppe als Kennwort tragen; dem Kennwort kann 
eine weitere Bezeichnung hinzugefügt werden, wenn das zur deutlichen 
Unterscheidung der Wahlvorschläge erforderlich ist. Gemeinsame Wahl­
vorschläge müssen die Namen sämtlicher daran beteiligter Parteien oder 
Wählergruppen tragen. Die Wahlvorschläge von Parteien und Wählergrup­
pen müssen die Unterschriften von zehn Wahlberechtigten tragen, die 
nicht Bewerber des Wahlvorschlags sind. Jede Person darf nur einen 
Wahlvorschlag unterzeichnen. Bei Mehrfachunterzeichnung erklärt der 
Wahlausschuss die Unterzeichnung für ungültig.

	 In jedem Wahlvorschlag sind ein Beauftragter und ein Stellvertreter zu be­
zeichnen. Der Beauftragte und sein Stellvertreter müssen wahlberechtigt 
sein. Fehlt eine Bezeichnung, so gilt der erste Unterzeichner des Wahlvor­
schlags als Beauftragter, der zweite als sein Stellvertreter. Ist nur ein Be­
auftragter und nicht auch der Stellvertreter bezeichnet, dann ist der erste 
Unterzeichner des Wahlvorschlags der Stellvertreter. Soweit im Thüringer 
Kommunalwahlgesetz nichts anderes bestimmt ist, sind nur der Beauftrag­
te und bei seiner Verhinderung sein Stellvertreter berechtigt, verbindli­
che Erklärungen zum Wahlvorschlag abzugeben und entgegenzunehmen. 
Im Zweifelsfall gilt die Erklärung des Beauftragten. Der Beauftragte und 
sein Stellvertreter können durch schriftliche Erklärung der Mehrheit der 
Unterzeichner des Wahlvorschlags gegenüber dem Wahlleiter abberufen 
und durch andere ersetzt werden.

1.2 	 Der Wahlvorschlag der Partei oder Wählergruppe muss nach dem Muster 
der Anlage 5 zur Thüringer Kommunalwahlordnung enthalten:

	 a) 	 das Kennwort der einreichenden Partei oder Wählergruppe,

	 b) 	 Namen, Vornamen, Geburtsdatum, Beruf und Anschrift des Bewer- 
	 bers,

	 c) 	 die Bezeichnung des Beauftragten und seines Stellvertreters,
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	 d) 	 die Unterschriften von zehn Wahlberechtigten unter Angabe ihres  
	 Vor- und Nachnamens, ihres Geburtsdatums und ihrer Anschrift.

	 Dem Wahlvorschlag der Partei oder Wählergruppe sind als Anlage beizufü-
gen:

	 Die Erklärungen des Bewerbers nach dem Muster der Anlage 6a zur ThürK-
WO, dass er nicht für dieselbe Wahl in einem anderen Wahlvorschlag als 
Bewerber aufgestellt ist, dass er der Aufnahme in dem Wahlvorschlag zu-
stimmt sowie die Erklärung des Bewerbers nach § 24 Abs. 3 Satz 3 ThürK-
WG.

1.3 	 Der Wahlvorschlag des Einzelbewerbers muss nach dem Muster der Anla-
gen 7 und 7a zur ThürKWO den Nachnamen des Bewerbers als Kennwort, 
den Vornamen, das Geburtsdatum, den Beruf und die Anschrift des Bewer-
bers sowie unter Angabe des Vor- und Nachnamens, des Geburtsdatums 
und der Anschrift die Unterschriften von mindestens fünfmal soviel Wahl-
berechtigten tragen, wie Stadtratsmitglieder zu wählen sind (insgesamt 
100 Unterschriften).

	 Dem Wahlvorschlag des Einzelbewerbers sind als Anlage beizufügen:

	 Die Erklärung des Einzelbewerbers nach dem Muster der Anlage 6a zur 
ThürKWO, dass er nicht für dieselbe Wahl in einem anderen Wahlvorschlag 
als Bewerber aufgestellt ist sowie die Erklärungen nach § 24 Abs. 3 Satz 3 
ThürKWG.

2. 	 Der von einer Partei oder einer Wählergruppe aufgestellte Bewerber muss 
in einer zu diesem Zweck einberufenen Versammlung von den wahlbe-
rechtigten Mitgliedern der Partei oder den wahlberechtigten Angehöri-
gen der Wählergruppe in geheimer Abstimmung gewählt werden. Jeder 
stimmberechtigte Teilnehmer der Versammlung ist vorschlagsberechtigt. 
Den Bewerbern ist Gelegenheit zu geben, sich und ihre Ziele der Versamm-
lung in angemessener Zeit vorzustellen. Zur Aufstellung eines gemeinsa-
men Wahlvorschlags ist eine gemeinsame Versammlung aller beteiligten 
Wahlvorschlagsträger durchzuführen. Der Bewerber kann auch durch eine 
Versammlung von Delegierten, die von den wahlberechtigten Mitgliedern 
der Partei oder den wahlberechtigten Angehörigen der Wählergruppe aus 
der Mitte einer vorgenannten Mitgliederversammlung zu diesem Zweck ge-
wählt worden sind, in geheimer Abstimmung gewählt werden.

	 Eine Ausfertigung der Niederschrift über die Wahl des Bewerbers, Ort 
und Zeit der Versammlung, die Form der Einladung sowie die Zahl der 
Anwesenden ist mit dem Wahlvorschlag einzureichen. Hierbei haben der 
Versammlungsleiter und zwei weitere Teilnehmer der Versammlung ge-
genüber dem Wahlleiter der Stadt an Eides statt zu versichern, dass die 
Wahl in geheimer Abstimmung erfolgt ist, dass jeder stimmberechtigte 
Teilnehmer der Versammlung vorschlagsberechtigt war und den Bewer-
bern Gelegenheit gegeben wurde, sich und ihre Ziele der Versammlung in 
angemessener Zeit vorzustellen. Der Wahlleiter ist zur Abnahme einer sol-
chen Versicherung an Eides statt zuständig; er gilt insoweit als zuständige 
Behörde im Sinne des § 156 des Strafgesetzbuches.

3.	 Wahlvorschläge von Parteien und Wählergruppen, die nicht aufgrund eines 
eigenen Wahlvorschlags seit der letzten Wahl ununterbrochen im Bundes-
tag, im Landtag, im Kreistag oder im Stadtrat vertreten sind, müssen ne-
ben den Unterschriften von zehn Wahlberechtigten, die der Wahlvorschlag 
jeder Partei oder Wählergruppe zu tragen hat, zusätzlich von viermal 
soviel Wahlberechtigten unterstützt werden, wie Stadtratsmitglieder zu 
wählen sind (insgesamt 80 Unterschriften).

3.1	 Eine Partei oder Wählergruppe, die nur als Wahlvorschlagsträger eines 
gemeinsamen Wahlvorschlags im Kreistag oder Stadtrat vertreten ist, be-
nötigt bei Einreichung eines eigenen einzelnen Wahlvorschlags neben den 
Unterschriften von zehn Wahlberechtigten, die der Wahlvorschlag jeder 
Partei oder Wählergruppe zu tragen hat, zusätzliche Unterstützungsunter-
schriften von viermal soviel Wahlberechtigten wie Stadtratsmitglieder zu 
wählen sind. Ein gemeinsamer Wahlvorschlag bedarf keiner zusätzlichen 
Unterstützungsunterschriften, wenn dessen Wahlvorschlagsträger seit der 
letzten Wahl in ihrer Gesamtheit im Stadtrat oder im Kreistag aufgrund 
desselben gemeinsamen Wahlvorschlags ununterbrochen vertreten sind 
oder wenn einer der beteiligten Wahlvorschlagsträger mit einem eigenen 
einzelnen Wahlvorschlag keiner Unterstützungsunterschriften bedürfte, 
weil der Wahlvorschlagsträger seit der letzten Wahl ununterbrochen im 
Bundestag, im Thüringer Landtag, im Kreistag des Landkreises, in dem die 
Stadt liegt, oder im Stadtrat/Stadtrat vertreten ist. 

3.2	 Unterstützungsunterschriften sind stets erforderlich, wenn eine Partei 
oder Wählergruppe mit einem geänderten oder neuen Namen einen Wahl-
vorschlag einreicht, es sei denn, dass die Mehrheit der Unterzeichner des 
Wahlvorschlags (§ 14 Abs. 1 Satz 4 ThürKWG) bereits Bewerber oder Unter-
zeichner des früheren Wahlvorschlags war.

3.3	 Die Wahlberechtigten haben sich zur Leistung von Unterstützungsunter-
schriften persönlich nach der Einreichung des Wahlvorschlags in eine vom 
Wahlleiter bei der

	 Stadt Heringen/Helme • OT Heringen • Straße der Einheit 100 • 
99765 Heringen/Helme • Zimmer 0.01

	 bis zum 24. Januar 2011, 18 Uhr, ausgelegte Liste unter Angabe ihres 
Vor- und Nachnamens, ihrer Anschrift und ihres Geburtsdatums einzutra-
gen.

	 Die Liste zur Leistung von Unterstützungsunterschriften wird vom Wahl-
leiter mit dem Wahlvorschlag verbunden und unverzüglich nach Einrei-
chung des Wahlvorschlags während der üblichen Dienstzeiten der Stadt 
Heringen/Helme  

Montag, Mittwoch, Donnerstag 	 von 09:00 Uhr bis 12:00 Uhr 
	 von 13:00 Uhr bis 15:30 Uhr
Dienstag 	 von 09:00 Uhr bis 12:00 Uhr 
	 von 13:00 Uhr bis 18:00 Uhr
Freitag 	 von 09:00 Uhr bis 12:00 Uhr

ausgelegt.

Wahlberechtigte, die glaubhaft machen, dass sie wegen Krankheit oder 
einer körperlichen Beeinträchtigung nicht oder nur unter unzumutbaren 
Schwierigkeiten in der Lage sind, einen Eintragungsraum bei der Stadt He-
ringen/Helme aufzusuchen, erhalten auf Antrag einen Eintragungsschein. 
Die Eintragung kann in diesem Fall dadurch bewirkt werden, dass die wahl-
berechtigte Person auf dem Eintragungsschein ihre Unterstützung eines 
bestimmten Wahlvorschlags erklärt und eine Hilfsperson beauftragt, die 
Eintragung im Eintragungsraum für sie vorzunehmen; die wahlberechtigte 
Person hat auf dem Eintragungsschein an Eides statt zu versichern, dass 
die Voraussetzungen für die Erteilung eines Eintragungsscheins vorliegen. 

Von der Leistung von Unterstützungsunterschriften ausgeschlossen sind 
Bewerber von Wahlvorschlägen für die dieselbe Wahl sowie Wahlberech-
tigte, die sich für dieselbe Wahl bereits in eine andere Unterstützungsliste 
eingetragen haben oder einen Wahlvorschlag für dieselbe Wahl unterzeich-
net haben. Geleistete Unterschriften können nicht zurückgenommen 
werden.

3.4 	 Trägt der Wahlvorschlag eines Einzelbewerbers noch nicht die erforderli-
che Zahl an Unterschriften, so wird dieser Wahlvorschlag ebenfalls vom 
Wahlleiter mit einer Liste zur Leistung der noch erforderlichen Unter-
schriften (Anlage 7a zur ThürKWO) verbunden und unverzüglich nach Ein-
reichung des Wahlvorschlages ausgelegt. Die unter 3.3 gemachten Ausfüh-
rungen gelten entsprechend.

4.	 Die Wahlvorschläge dürfen frühestens nach der Bekanntmachung der 
Aufforderung zur Einreichung von Wahlvorschlägen eingereicht werden. 
Sie müssen spätestens am 14. Januar 2011 bis 18.00 Uhr eingereicht 
sein. Die Wahlvorschläge sind beim Wahlleiter der
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	 einzureichen. Eingereichte Wahlvorschläge können nur bis zum 24. Janu-
ar 2011, 18.00 Uhr, durch gemeinsame schriftliche Erklärung des Beauf-
tragten des Wahlvorschlags und der Mehrheit der übrigen Unterzeichner 
des Wahlvorschlags oder durch schriftliche Erklärung des Einzelbewerbers 
zurückgenommen werden.

5. 	 Wird nur ein gültiger oder überhaupt kein Wahlvorschlag eingereicht, so 
wird  die Wahl ohne Bindung an einen vorgeschlagenen Bewerber durchge-
führt.

6. 	 Die eingereichten Wahlvorschläge werden vom Wahlleiter unverzüglich 
auf Mängel überprüft und die Beauftragten oder die Einzelbewerber auf-
gefordert, festgestellte Mängel zu beseitigen. Mängel der Wahlvorschlä-
ge müssen spätestens am 24. Januar 2011, 18.00 Uhr, behoben sein.

	 Am 25. Januar 2011 tritt der Wahlausschuss zusammen und beschließt, 
ob die eingereichten Wahlvorschläge den durch das Thüringer Kommunal-
wahlgesetz und die Thüringer Kommunalwahlordnung gestellten Anforde-
rungen entsprechen und als gültig zuzulassen sind. Stirbt ein Bewerber 
oder verliert er die Wählbarkeit nach der Zulassung des Wahlvorschlages, 
aber vor der Wahl, so findet die Wahl nicht statt.

7. 	 Status- und Funktionsbezeichnungen gelten jeweils in männlicher und 
weiblicher Form.

Heringen, den 22. 12. 2010

Bodo Reitzig
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Heringen/Helme bei und erscheint in unregelmäßigen Abständen. Es wird an 
alle erreichbaren Haushalte in der Stadt Heringen/Helme kostenlos verteilt. 
Desweiteren besteht die Möglichkeit, das Amtsblatt einzeln im Sekretariat 
der Stadt Heringen/Helme für 1,00 € je Exemplar zu beziehen.

Festsetzung der Grundsteuer für das Kalender-
jahr 2011 durch öffentliche Bekanntmachung

Die Festsetzung durch öffentliche Bekanntmachung betrifft alle Grundsteuer-
pflichtigen, die im Kalenderjahr 2011 die gleiche Grundsteuer wie im Vorjahr zu 
entrichten haben. Für sie wird die Grundsteuer für das Kalenderjahr 2011 gem. 
§ 27 Abs.3 Grundsteuergesetz durch diese öffentliche Bekanntmachung mit dem 
zuletzt für das Kalenderjahr 2010 veranlagten Betrag festgesetzt.
Diese Steuerfestsetzung hat mit dem Tag der öffentlichen Bekanntmachung die 
Rechtswirkung eines schriftlichen Steuerbescheides.
Die Grundsteuerhebesätze bleiben gegenüber dem Vorjahr unverändert. 

Sie betragen für die Ortsteile Auleben, Hamma und Heringen
a) 	für die land- und forstwirtschaftlichen Flächen - Grundsteuer A	 235 v.H.
b) 	für die Grundstücke                                         - Grundsteuer B	 320 v.H.
der Grundsteuermessbeträge.

Für den OT Uthleben
a) 	für die land- und forstwirtschaftlichen Flächen - Grundsteuer A	 300 v.H.
b) 	für die Grundstücke                                         - Grundsteuer B	 360 v.H.
der Grundsteuermessbeträge.

Für den OT Windehausen
a) 	für die land- und forstwirtschaftlichen Flächen - Grundsteuer A	   300 v.H.
b) 	für die Grundstücke                                         - Grundsteuer B	   350 v.H.
der Grundsteuermessbeträge. 

Soweit Änderungen in den Besteuerungsgrundlagen oder durch Eigentümerwech-
sel eintreten, wird hierfür ein entsprechender Grundsteuerbescheid erteilt. 

Zahlungsaufforderung:
Die Steuerpflichtigen, die keine Ermächtigung zur Abbuchung der Grundsteuer 
erteilt haben, werden gebeten, die Grundsteuer 2011 - wie im zuletzt ergange-
nen Bescheid festgesetzt - zu entrichten.

Bitte beachten Sie die neue Bankverbindung.
Konto der Stadt Heringen /Helme: 	Kreissparkasse Nordhausen
                                         	 Konto-Nr.:  305004808
                                           	 BLZ:           82 0540 52

Rechtsmittelbelehrung:
Gegen diese Steuerfestsetzung kann innerhalb eines Monats nach der öffent-
lichen Bekanntmachung Widerspruch erhoben werden. Der Widerspruch ist 
schriftlich oder zur Niederschrifteinzulegen bei der Stadt Heringen/Helme, OT 
Heringen, Strasse der Einheit 100, 99765 Heringen.

Hinweis:
Die Einlegung eines Widerspruchs ändert nichts an der fristgerechten Zahlungs-
pflicht.

Reitzig
Staatlich Beauftragter für das Amt des

Bürgermeisters der Stadt Heringen/Helme

Öffentlich bestellter 
Vermessungsingenieur                 

vereidigt und bestellt 
nach dem Thüringer Gesetz 

über die ÖbVI
Sachverständiger für 
die Bewertung von 

unbebauten und bebauten 
Grundstücken

Dipl. Ing. (FH) Jürgen Bachmann

99974 Mühlhausen, Johannisstraße 66 
Telefon: 03601/4622-0, Fax: 03601/4622-16

Öffentliche Bekanntmachung der Offenlegung 
des Ergebnisses der Grenzwiederherstellung und 

Abmarkung von Flurstücksgrenzen

In der

	 Gemeinde 	 Auleben 	 Gemarkung 	 Auleben 
	 Flur 	 5 	 Flurstücke 	 11/20, 360/2

wurde im Rahmen der Umringsmessung für das Flurbereinigungsverfahren 
Görsbach-Auleben (Aktenzeichnen beim Amt für Landentwicklung und Flurneu-
ordnung: 1-2-0573) eine Grenzwiederherstellung und Abmarkung nach den 
Bestimmungen der §§ 9 bis 15 des Thüringer Vermessungs- und Geoinformations-
gesetzes (ThürVermGeoG) vom 16. Dezember 2008 (GVBl. S. 574) durchgeführt. 

Betroffen sind insbesondere die nicht ermittelbaren Eigentümer Robert Parche, 
Otto Parche und Elfriede Manthey oder deren Erben.

Über die Liegenschaftsvermessung und deren Ergebnis wurde eine Grenznieder-
schrift aufgenommen. Diese Grenzniederschrift sowie die dazugehörige Skizze 
können von den Beteiligten

vom 10.01.2011 bis 10.02.2011 in der Zeit von

Montags bis Donnerstags von 9.30 Uhr bis 16.00 Uhr und 
Freitags von 9.30 Uhr bis 12.00 Uhr 

in der 	 Vermessungsstelle Bachmann
	 Johannisstraße 66
	 99974 Mühlhausen

eingesehen werden. 

Gemäß § 10 Abs. 4 ThürVermGeoG wird durch Offenlegung das Ergebnis der o. 
g. Liegenschaftsvermessung bekannt gegeben. Das Ergebnis der Liegenschafts-
vermessung gilt als anerkannt, wenn innerhalb eines Monats nach Ablauf der 
Offenlegungsfrist kein Widerspruch erhoben wurde.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen das Ergebnis der Liegenschaftsvermessung kann innerhalb eines Monats 
nach Ablauf der Offenlegungsfrist bei der o.g. Vermessungsstelle schriftlich 
oder zur Niederschrift Widerspruch erhoben werden.

Mühlhausen, den 20.12.2010 	
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Nichtamtlicher Teil

Informationen an die Bürgerinnen und Bürger 
der neu gegründeten Stadt Heringen/ Helme

Im Januar 2010 haben die Gemeinden Auleben, Heringen, 
Hamma, Uthleben und Windehausen durch Beschlüsse in 
den Räten die Weichen gestellt, dass eine Landgemeinde 
gegründet werden kann.

Nach 11 Monaten wurde das Gesetz zur Freiwilligen Neu-
gliederung kreisangehöriger Gemeinden im Jahr 2010 im 
Thüringer Landtag beschlossen, somit ist aus den Gebieten 
der Gemeinden per 01.12.10 eine Landgemeinde im Sinne 
des § 6 ThürKO entstanden, die auch Rechtsnachfolgerin der 
o.g. Gemeinden ist. Nach dem Thüringer Gesetz zur freiwil-
ligen Neugliederung kreisangehöriger Gemeinden im Jahr 
2010 führt die neu gebildete Gemeinde den Namen Herin-
gen/Helme und ist berechtigt die Bezeichnung „Stadt“ zu 
führen.

Die Landgemeinde ist eine Form der kreisangehörigen Ge-
meinde und unterscheidet sich von den sogenannten Ein-
heitsgemeinden durch ein gesetzlich garantiertes und ge-
stärktes Ortschaftsrecht in unseren 5 gleichberechtigten 
Ortsteilen.

Mit der Gründung der neuen Stadt Heringen/Helme wird 
durch das Land Thüringen eine Anschubfinanzierung von 
533.400 € übergeben und durch die veredelte Schlüsselzu-
weisung steht uns eine höhere Zuweisungsmasse im Jahr 
2011 von 155.014 € zu Verfügung.
Die neu gebildete Stadt Heringen/Helme nimmt als erfüllen-
de Gemeinde für die Gemeinden Görsbach und Urbach die 
Aufgaben einer Verwaltungsgemeinschaft nach § 51 ThürKO 
wahr.

Die Verwaltungsgemeinschaft ist damit aufgelöst.

Die Behördenanschrift der neuen Stadt Heringen/ Helme 
lautet wie folgt: 

Stadt Heringen/Helme 
OT Heringen 
Straße der Einheit 100 
99765 Heringen/Helme

Die Ortsteilenamen bleiben natürlich bestehen und werden 
auch zukünftig nicht von der Landkarte verschwinden. Bis 
auf Weiteres können aber die bisherigen Anschriften noch 
verwendet werden, da die Umstellung auf die neue Struktur 
Zeit in Anspruch nimmt. Eine weitere Information wird es 
durch die Verwaltung zu gegebener Zeit geben.
Eine Umstrukturierung erfolgt auch in einigen Bereichen der 
Stadtverwaltung. 

Die bisherigen Öffnungszeiten  der Verwaltungsgemein-
schaft bleiben aber aus jetziger Sicht bis auf wenige Verän-
derungen bestehen, sie lauten wie folgt:

Montag                  9.00-12.00 Uhr 
Dienstag                9.00-12.00 Uhr und  13.00-18.00 Uhr 
Donnerstag            9.00-12.00 Uhr und  13.00-15.00 Uhr

In der Dezemberausgabe der „Regionale“ ist abgedruckt, 
dass an den Donnerstagen bis 18 Uhr geöffnet ist. Dies ist 
aber ein Druckfehler. Die Öffnungszeit bleibt donnerstags 
bei 15 Uhr.

Achtung Änderung: 	 Öffnungszeiten Standesamt  
	 Dienstag wie oben, 
	 Mittwoch 9.00-12.00 Uhr und 
	 13.00-15.00 Uhr

Die neue Stadt Heringen/Helme ist, wie bereits erwähnt, 
per 01.12.2010 gegründet. Der Gesetzgeber räumt eine 
Übergangszeit von 3 Monaten ein, in der die Wahl des neuen 
Stadtrates mit 20 Ratsmitgliedern und des hauptamtlichen 
Bürgermeisters vorbereitet und durchgeführt werden muss.

Während dieser Zeit sind die zur letzten Kommunalwahl 
gewählten Ratsmitglieder der Stadt Heringen und der Ge-
meinden Auleben, Hamma, Uthleben und Windehausen der 
Stadtrat und als staatlich Beauftragter für das Amt des Bür-
germeisters wurde durch die Kommunalaufsicht des Land-
ratsamtes Nordhausen Bodo Reitzig bestellt. Die zur letzten 
Kommunalwahl gewählten Bürgermeister sind Ortschafts-
bürgermeister.

Für die Ortsteile ist eine Ortschaftsverfassung einzuführen 
und nach der Wahl wird der Rat zum Ortschaftsrat.

Der Wahltermin für den Stadtrat und den hauptamtlichen 
Bürgermeister ist durch die Kommunalaufsicht des Land-
kreises für den 27.02.2011 festgesetzt. Da in Thüringen im 
Wahlgesetz die Stichwahl wieder eingeführt wurde, muss 
ein Bürgermeisterkandidat  im ersten Wahlgang über 50% 
der Stimmen erreichen, geschieht dies nicht muss am 
13.03.2010 eine Stichwahl den durchgeführt werden.

B. Reitzig
Staatl. Beauftragter 

für das Amt des Bürgermeisters 
der Stadt Heringen/Helme


